
Der Rat der Europäischen Union

INES HARTWIG

Der Rat hatte im Jahr 2002 zwei große Aufgaben zu bewältigen. Zum einen den
erfolgreichen Abschluss der Beitrittsverhandlungen und zum anderen den
Konventsprozess und damit die Reform der Institutionen und Verfahren. Der vom
Konvent am 18. Juli vorgelegte Verfassungsentwurf enthält grundlegende Reform-
vorschläge für die Struktur des Rates, die im Weiteren eingehend erörtert werden.

Der Rat als Rechtsetzungsorgan

Im Jahr 2002 tagte der Rat insgesamt 76 Mal. Damit verstetigte sich die bereits
2001 zu beobachtende Reduzierung der Sitzungshäufigkeit. Noch in der zweiten
Hälfte der neunziger Jahre hatte der Rat im Schnitt zehn Sitzungen mehr im Jahr.
Die verschiedenen Zusammensetzungen des Rates hatte der Europäische Rat auf
seiner Tagung in Sevilla im Juni 2002 von 16 möglichen Formationen auf neun
gekürzt. Dabei hatte er - wie die folgende Tabelle zeigt - keine Ressorts ausge-
schlossen, sondern lediglich einige in einem Rat zusammengefasst.

Tabelle 1: Zusammensetzungen des Rates nach Sevilla, Juni 2002

Bis Juni 2002
1. Allgemeine Angelegenheiten
2. Entwicklung

3. Wirtschaft und Finanzen
4. Haushalt
5. Justiz, Inneres und Katastrophenschutz

6. Beschäftigung und Sozialpolitik
7. Gesundheit
8. Binnenmarkt, Verbraucherschutz ~~~~~

und Tourismus
9. Forschung

10. Energie und Industrie
11. Verkehr und Telekommunikation

12. Landwirtschaft
13. Fischerei

14. Umwelt
15. Bildung und Jugend
16. Kultur und Audiovisuelle Medien

Ab Juni 2002
1. Allgemeine Angelegenheiten

und Außenbeziehungen
2. Wirtschaft und Finanzen

3. Justiz und Inneres

4. Beschäftigung, Sozialpolitik,
^. Verbraucherschutz, Gesundheit

5. Wettbewerbsfähigkeit
(Binnenmarkt, Forschung, Industrie)

— *
6. Verkehr, Telekommunikation, Energie

7. Landwirtschaft und Fischerei

8. Umwelt

9. Bildung, Jugend und Kultur

Quelle: Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Sevilla, 21.122. Juni 2002, Anlage II.
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Von diesen Zusammensetzungen trafen die Räte für Allgemeine Angelegenheiten
und Außenbeziehungen, Wirtschaft und Finanzen und für Landwirtschaft und
Fischerei am häufigsten zusammen. Der Rat Inneres und Justiz hatte seine Sit-
zungsfrequenz zwar im Vergleich zu den Vorjahren erhöht. Er kam aber nicht mehr
zu monatlichen Sitzungen zusammen wie direkt im Anschluss an die Anschläge in
Washington D.C. und New York vom 11. September 2001.

Bemerkenswert ist, dass die Entscheidung zur Reduzierung der Ratsforma-
tionen, die bereits mit Beginn der dänischen Präsidentschaft im Juli 2002 umgesetzt
wurde, keine Auswirkungen auf die Sitzungshäufigkeit des Rates hatte. Die Anzahl
der Ratstreffen verteilt sich relativ ausgewogen mit 40 bzw. 36 Treffen im Verlauf
der spanischen bzw. der dänischen Präsidentschaft.

Als Rechtsetzungsorgan hat der Rat, teilweise in Mitentscheidung mit dem Euro-
päischen Parlament, im Jahre 2002 insgesamt 164 Verordnungen, 149 Richtlinien
und 57 Beschlüsse und Entscheidungen verabschiedet. Damit traten insgesamt 370
Rechtsakte in Kraft. Das sind ca. 140 mehr als im Vorjahr.

Tabelle 2: Der Rat als Rechtsetzungsorgan im Jahr 2002

Organ

Europäisches

Parlament

&Rat

Nur Rat

Zahl der Rechtsakte

2002 angenommen

2002 aufgehoben

oder ausgelaufen

2002 angenommen

2002 aufgehoben

oder ausgelaufen

Verordnungen

2002

24

5

140

144

A2001

+9

+2

+3

0

Richtlinien

2002

36

3

113

48

A2001

+ 13

+2

+91

0

Beschlüsse &

Entscheidungen

2002

6

4

51

21

A2001

+3

+4

+24

+ 10

Anmerkung: Die Angaben entstammen dem interinstitutionellen automatisierten Dokumentationssystem für das
Gemeinschaftsrecht CELEX (Stand 16. Januar 2002). Bei einer Zählung der unter Mitentscheidung verabschiedeten
Rechtsakte auf der Grundlage der OEIL-Datenbank ergeben sich davon abweichende Zahlen (siehe den Beitrag zum
Europäischen Parlament in diesem Band).

Quelle: Gesamtbericht über die Tätigkeit der EU 2002, Kapitel IX, Tabelle 31.

Seit der dänischen Präsidentschaft veröffentlicht der Rat eine Übersicht über die im
Mitentscheidungsverfahren zum Abschluss gebrachten Rechtsakte. Danach wurden
während der dänischen Präsidentschaft insgesamt 37 Rechtsakte im Mitentschei-
dungsverfahren verabschiedet. Davon musste lediglich ein knappes Drittel (elf
Rechtsakte) an den Vermittlungsausschuss überwiesen werden. Die Mehrzahl der
Rechtsakte wurde entweder bereits in der ersten Lesung (acht Rechtsakte) oder
nach der zweiten Lesung (18 Rechtsakte) rechtskräftig verabschiedet. Die Suche
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nach einem für beide Organe akzeptablen Kompromiss setzt folglich bereits vor der
ersten Lesung ein. Ansonsten wäre es nicht zu erklären, warum der Rat bei jedem
fünften Rechtsakt die Änderungsvorschläge des Europäischen Parlaments in Gänze
und ohne seinen Verhandlungsspielraum vollständig auszunutzen übernehmen soll-
te. Daraus lässt sich schließen, dass die Zusammenarbeit zwischen den beiden
Gesetzgebern Rat und Parlament inzwischen eingespielt ist. Auch wenn eine solche
Routine die notwendige Voraussetzung für die im Verfassungsentwurf vorgesehene
Ausweitung des MitentscheidungsVerfahrens auf andere Politikfelder ist, bleibt
dennoch offen, ob Rat und Parlament diese Anforderungen ähnlich konstruktiv wie
bisher umsetzen können.

Von den 370 im Jahre 2002 verabschiedeten Rechtsakten veröffentlichte der Rat
die Abstimmungsprotokolle von 189 Rechtsakten. In 55 Fällen (29%) forderte die
Rechtsgrundlage eine einstimmige Entscheidung im Rat. Davon entschied der Rat
in 53 Fällen tatsächlich ohne abweichendes Votum und lediglich in zwei Fällen
wurden Enthaltungen zu Protokoll gegeben.

In 134 Fällen (71%) benötigte der Rat zur Annahme des Rechtsaktes eine quali-
fizierte Mehrheit. Im Vergleich zum Vorjahr erhöhte sich damit der Anteil der qua-
lifizierten Mehrheiten leicht.1 Von diesen 134 Fällen kam es aber nur in 15 Fällen
zu einer Abstimmung mit Gegenstimmen und in 15 weiteren Fällen zu Abstimmun-
gen mit Enthaltungen.

Insgesamt wurde über 8,6% aller Rechtsakte mit abweichenden Voten abge-
stimmt. Damit setzt sich nicht nur der seit 1985 dokumentierte Trend zu immer
weniger Abstimmungen fort;2 dieser Prozentwert zeigt auch, dass die Entschei-
dungsmechanismen im Rat weiterhin nicht auf konfrontatives Abstimmen, sondern
auf Konsensfindung ausgelegt sind. Auch wenn die Möglichkeit besteht, mit quali-
fizierter Mehrheit zu entscheiden, trifft der Rat Konsensentscheidungen, bei denen
kein Mitgliedstaat seine Ablehnung oder Enthaltung explizit zu Protokoll gibt.

Eine Analyse des Abstimmungsverhaltens einzelner Mitgliedstaaten zeigt teil-
weise große Unterschiede zwischen den Staaten. Während Irland kein einziges Mal
ein abweichendes Votum zu Protokoll gab, votierte Schweden sieben Mal gegen die
Mehrheit und enthielt sich fünf Mal der Stimme. In zehn der zwölf Fälle hatte
Schweden dabei zumindest einen Koalitionspartner unter den anderen Mitglied-
staaten. Schweden wird gefolgt von Dänemark, das insgesamt acht Mal abweichend
votierte. Auch Dänemark hatte in der Mehrzahl der Fälle Koalitionen gebildet.
Lediglich ein Mal enthielt es sich als einziger Staat der Stimme. Ein grundlegend
anderes Verhalten zeigt dagegen Frankreich, das bei sechs Enthaltungen insgesamt
fünf Mal der einzige Staat mit einem abweichendem Votum war. Deutschland, das
im Jahr 2001 bei abweichendem Abstimmungsverhalten noch führend gewesen war,
liegt ein Jahr später mit fünf von der Mehrheit abweichenden Voten im Mittelfeld.

Mit Blick auf die Bildung strategischer Koalitionen zwischen einzelnen Staaten
lassen sich ebenfalls Unterschiede aufzeigen. Bemerkenswert ist, dass die südeuro-
päischen Staaten bei abweichenden Voten seltener Koalitionen als die Staaten des
EU-,Nordens' eingehen. Geben sie Gegenstimmen ab, dann sind sie in der über-
wiegenden Zahl der Fälle als einzelner Staat isoliert. Die nordeuropäischen Staaten
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dagegen bilden eher Koalitionen mit anderen nordeuropäischen Staaten. Nur in
einem einzigen Fall kam eine Koalition zwischen nord- und südeuropäischen Staa-
ten gegen einen Gesetzentwurf zustande.3 Es wäre aber zu kurz gegriffen, aus die-
sen Beobachtungen eine strukturelle Interessenidentität nordeuropäischer Staaten
einerseits, und südeuropäischer Staaten andererseits abzuleiten. Vielmehr wird das
Abstimmungsverhalten von vielen Faktoren beeinflusst. Dass beispielsweise
Schweden und Dänemark die Staaten mit den meisten abweichenden Voten waren,
kann maßgeblich auf das parlamentarische Mandatierungsverfahren für Europa-
fragen zurückgeführt werden. Dadurch haben schwedische und dänische Minister
in den Ratssitzungen nur begrenzten Verhandlungsspielraum. Um ihrem Mandat
nicht zu widersprechen, bleibt ihnen oftmals nur die Enthaltung oder Ablehnung.4

Diese parlamentarische Kontrolle der Regierung in Europafragen wird darüber hin-
aus noch dadurch verstärkt, dass Dänemark von einer Minderheitsregierung regiert
wird und die sozialdemokratische Mehrheitsregierung in Schweden in Europa-
fragen zerstritten ist. Aber auch andere innenpolitische Überlegungen spielen beim
Abstimmungsverfahren eine Rolle. Um hier verlässliche Aussagen über strategi-
sche Koalitionen einzelner Mitgliedstaaten machen zu können, wäre es neben einer
genauen Analyse der zur Entscheidung anstehenden Rechtsakte auch nötig, Abstim-
mungsverhalten über einen längeren Zeitverlauf auszuwerten.

Die spanische und dänische Präsidentschaft

Spanien übernahm im Januar 2002 den Vorsitz in der EU. Es stellte seine Präsident-
schaft unter dem Motto „Mehr Europa". In der Zeit seines Vorsitzes wollte Spanien
sich insbesondere auf folgende Bereiche konzentrieren: Terrorismusbekämpfung,
Einführung des Euro, Lissabon-Prozess, Osterweiterung, Europa in der Welt, Kon-
ventsprozess. Mit Blick auf Terrorismusbekämpfung stand vor allem die Umset-
zung des Aktionsplanes, der vom Sondergipfel in Brüssel am 21. September 2001
verabschiedet worden war, im Zentrum der Bemühungen des Vorsitzes. So einigten
sich die Mitgliedstaaten unter spanischem Vorsitz u.a. auf einen Rahmenbeschluss
über den Europäischen Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen den Mit-
gliedstaaten, einen Rahmenbeschluss zur Terrorismusbekämpfung und eine Richt-
linie zur Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewerbern.

Der Lissabon-Prozess, als weitere Priorität des spanischen Vorsitzes, stand wie
üblich im Zentrum des Frühjahrsgipfels der Staats- und Regierungschefs, der am
15./16. März 2002 in Barcelona stattfand. Im vierten Jahr der Beschäftigungs-
strategie schrieb der Gipfel die bisherigen Leitlinien fort. Eine mögliche grund-
legende Reform sollte erst im Anschluss an die Zwischenevaluierung im Frühjahr
2003 vorgenommen werden. Auch die Verhandlungen zur Osterweiterung wurde
unter spanischem Vorsitz fortgeführt. Auf der Tagung des Europäischen Rates von
Sevilla am 21./22. Juni 2002 vereinbarten die Staats- und Regierungschefs einen
Zeitplan für den Abschluss der Verhandlungen bis Ende 2002. Auch erreichte der
Vorsitz eine Einigung über die Verhandlungsposition in den kontroversen Berei-

74 Jahrbuch der Europäischen Integration 2002/2003



Der Rat der Europäischen Union

chen der gemeinsamen Agrarpolitik, der Regionalpolitik und der Finanz- und
Haushaltsvorschriften.

Die Ratsreform, die vom Europäischen Rat in Sevilla vereinbart und über eine
Änderung der Geschäftsordnung des Rates umgesetzt wurde,5 zählt zu den wich-
tigsten Ergebnissen der spanischen Präsidentschaft. Die Reformen betreffen:6 (a)
Die Effektivierung des Europäischen Rates, (b) die Trennung der Tagesordnungen
des außenpolitischen und des koordinierungspolitischen Teils des Rates Allgemeine
Angelegenheiten, (c) die Reduzierung der Fachratsformationen und (d) die Ermög-
lichung längerfristiger Vorsitzzeiten in den Fachgremien des Rates. Erfolglos blieb
der spanische Vorsitz jedoch darin, eine Einigung über die Standorte von neu ein-
gerichteten Agenturen wie der Europäischen Agentur für die Sicherheit des See-
verkehrs oder der Agentur für Flugsicherheit herbeizuführen.

In der zweiten Hälfte des Jahres 2002 hatte Dänemark den Vorsitz in der Euro-
päischen Union inne. Das Arbeitsprogramm der dänischen Präsidentschaft benennt
als Hauptpriorität den Abschluss der ErweiterungsVerhandlungen. Weitere Haupt-
themen für den dänischen Vorsitz waren: Freiheit, Sicherheit und Recht, nachhalti-
ge Entwicklung, sichere Lebensmittel und globale Verantwortung.

Der Europäische Rat von Kopenhagen am 12./13. Dezember 2002 stand ganz
unter dem Zeichen der Erweiterung. Der Vorsitz hatte es sich zum Ziel gesetzt, die
Erweiterungsverhandlungen bis Ende 2002 abzuschließen, so dass die zehn neuen
Staaten am 1. Mai 2004 der Europäischen Union beitreten können. Nach langen
Verhandlungen, die nicht zuletzt wegen offener Finanzfragen mit einzelnen Bei-
trittskandidaten zu scheitern drohten, konnte der Vorsitz am 13. Dezember mit eini-
gen Stunden Verspätung den Abschluss der Verhandlungen bekannt geben. Damit
schließt sich die dänische Präsidentschaft des Jahres 2002 an die des Jahres 1993
an, mit der der Erweiterungsprozess offiziell eingeleitet wurde. Erfolglos blieben
jedoch die Bemühungen, doch noch zu einer Regelung der Zypern-Frage zu gelan-
gen. Der Europäische Rat forderte die Führer der zyperngriechischen und zypern-
türkischen Gemeinschaft auf, die Gelegenheit zu nutzen und ihre Verhandlungen
mit dem Ziel fortzuführen, bis zum 28. Februar 2003 zu einer umfassenden
Regelung auf der Grundlage der Vorschläge des Generalsekretärs der Vereinten
Nationen zu gelangen. Aber auch diese Frist verstrich ohne eine Annäherung der
Parteien. Nunmehr wird die Anwendung des acquis communautaire auf den
Nordteil der Insel ausgesetzt, bis der Rat einstimmig etwas anderes beschließt. Die
Dänen waren die erste Präsidentschaft, die eines von zwei Gipfeltreffen innerhalb
ihres Vorsitzes in Brüssel abgehalten haben.

Im Bereich Inneres und Justiz stand auch für die dänische Präsidentschaft die
Durchführung des Aktionsplans der Europäischen Union zur Bekämpfung des
internationalen Terrorismus im Vordergrund. Im Bereich Asyl konnte der dänische
Vorsitz einen erheblichen Erfolg verbuchen. So erzielten die Innen- und Justiz-
minister eine Einigung über „Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewer-
bern" und über die „Dublin-II-Verordnung" zur Zuständigkeit der Mitgliedstaaten
für Asylanträge.
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Beim Thema nachhaltige Entwicklung stand für den dänischen Vorsitz der Welt-
gipfel für nachhaltige Entwicklung Ende August in Johannesburg im Vordergrund.
Der dänische Vorsitz beanspruchte für die Europäische Union, dort eine Vorreiter-
und Führungsrolle zu spielen. So startete die Europäische Union in Johannesburg
eine globale Wasser-Initiative mit dem Ziel, strategische Partnerschaften für saube-
res Wasser und sanitäre Anlagen zu bilden. Als Erfolg wertete der dänische Minis-
terpräsident Rasmussen insbesondere, dass „das Prinzip des „Good Governance"
mit einem verstärkten Schutz der Umwelt anzuerkennen" ist.7

Die Reform des Rates

Die Beschlüsse von Sevilla zur Reform der Ratsstruktur haben bereits einige
Schwächen in der Arbeitsweise des Rates behoben. Effektivitätsgewinne können
insbesondere von den verbesserten Koordinierungsmechanismen und der Aufwer-
tung der Koordinierungsfunktion des Rates für Allgemeine Angelegenheiten erwar-
tet werden. Fraglich ist jedoch, inwieweit die Reduzierung der Ratsformationen die
Arbeit des Rates tatsächlich effektiver gestaltet. Die konstante Zahl der Ratstreffen
lässt darauf schließen, dass die einzelnen Fachminister, nunmehr unter einem ande-
ren Ratsnamen, weiterhin zusammentreffen. Auch muss sich erst noch zeigen, wie
die Sevilla-Beschlüsse die Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament und
der Kommission beeinflussen.

Die Beschlüsse von Sevilla stellten jedoch nur einen ersten Reformschritt dar.
Eine Vielzahl der vom Europäischen Rat in Laeken im Dezember 2001 aufgewor-
fenen Fragen stand auf der Tagesordnung des Konvents zur Zukunft der EU: Soll
die Rolle des Rates gestärkt werden? Soll der Rat als Gesetzgeber in derselben
Weise handeln wie in seiner Exekutivfunktion? Sollen im Hinblick auf eine größe-
re Transparenz die Tagungen des Rates - jedenfalls in seiner gesetzgeberischen
Rolle - öffentlich werden? Ist der halbjährliche Turnus des Vorsitzes der Union auf-
rechtzuerhalten? Was wird aus der Rolle und Struktur der verschiedenen Rats-
formationen? Wie lässt sich die Synergie zwischen dem Hohen Vertreter und dem
zuständigen Kommissionsmitglied verbessern?

Nur wenige dieser Fragen waren unstrittig. So bestand beispielsweise ein breiter
Konsens darüber, dass der Rat, wenn er als Gesetzgeber tätig ist, öffentlich tagen
sollte.8 Die meisten Fragen jedoch wurden äußerst kontrovers diskutiert. Die Ant-
worten, die der Konvent zur Zukunft der Europäischen Union in seinem Verfas-
sungsentwurf am 18. Juli 2003 vorgelegt hat, sollen im Folgenden unter den Stich-
worten Ratsformationen und Außenminister, Mehrheitsentscheidungen und Vorsitz
zusammengefasst werden.

Ratsformationen und Außenminister der Union

Zwar hatte der Europäische Rat von Sevilla die Fachratsformationen von 16 auf
neun reduziert. Ferner sollte der Rat Allgemeine Angelegenheiten klarer vom Rat
Außenbeziehungen getrennt werden. Diese Trennung beschränkte sich in der Praxis
jedoch in erster Linie auf eine Trennung der Tagesordnungen beider Räte. Die
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Tagungen waren räumlich und zeitlich miteinander verbunden. Das grundlegende
Problem einer mangelnden Koordinierung zwischen den einzelnen Politiken und
zwischen europäischer Innen- und Außenpolitik konnte damit nicht behoben wer-
den. Hierfür waren grundlegende Reformen des Rates für Allgemeine Angelegen-
heiten nötig.

Die Diskussionen im Konvent zur Reform des Rates Allgemeine Angelegen-
heiten gingen teilweise weit über die Sevilla-Beschlüsse hinaus. Die am weit-
reichendsten Vorschläge kamen hier von Frankreich, das die Schaffung eines stän-
digen EU- bzw. Europaminister-Rates favorisierte. Diese Option wurde von den
meisten Staaten abgelehnt, da sie präjudizierende Wirkung auf die innerstaatliche
Ordnung befürchteten. Frankreich, das über ein Europaministerium verfügt, hätte
einen ständig tagenden EU-Rat problemlos besetzen können. Staaten, die nicht über
ein solches Ministerium verfügen, hätten hier größere Probleme gehabt. Der weit-
aus schwerer wiegende Nachteil einer solchen Lösung wurde jedoch insbesondere
darin gesehen, dass damit das wichtigste Forum für sektorübergreifende
Paketlösungen abgeschafft würde.9

Der vom Konvent vorgelegte Verfassungsentwurf sieht nun in Artikel 1-23 einen
Rat Allgemeine Angelegenheiten und Gesetzgebung vor. Zwar regelt dieser Artikel
nicht explizit, welcher Fachminister in diesem Rat vertreten sein soll, die Formu-
lierung, dass die „Vertretung eines Mitgliedstaats außerdem je nach Tagesordnung
einen oder zwei Fachvertreter auf Ministerebene" [Hervorhebung durch die Auto-
rin] enthalten darf, impliziert, dass die ,erstbesten' Mitglieder des Gesetzgebungs-
rates keine Fachminister sind. So kann angenommen werden, dass im Gesetz-
gebungsrat entweder Außenminister oder Europaminister vertreten sein werden.

Neben dem Gesetzgebungsrat wird lediglich der Rat Auswärtige Angelegen-
heiten durch die Verfassung sowie der informelle Rat der Euro-Gruppe vorgeschrie-
ben. Alle anderen Ratsformationen werden durch einen europäischen Beschluss des
Europäischen Rates gegründet.

Der Außenminister der Union wird mit qualifizierter Mehrheit mit Zustimmung
des Kommissionspräsidenten ernannt. Gleichzeitig stellt sich der Außenminister
gemeinsam mit dem Kommissionspräsidenten und dem Kollegium der Kommissare
einem Zustimmungsvotum des Europäischen Parlaments. Der Außenminister ist für
fünf Jahre ernannt. Dieses spezielle Ernennungsverfahren verdeutlicht die ambiva-
lente Stellung des Außenministers zwischen Kommission und Rat.

Qualifizierte Mehrheit

Wie die oben dargestellten Statistiken zum Abstimmungsverhalten einzelner
Mitgliedstaaten im Rat zeigten, hat die Option auf Mehrheitsentscheidungen im Rat
eher die Funktion eines Damoklesschwertes als eine tatsächlich und offensiv
genutzte Entscheidungsform. Dennoch besitzt diese Frage große politische Spreng-
kraft. Die Reform der qualifizierten Mehrheit hat bereits vier Regierungskonfe-
renzen beschäftigt. Dabei ging es zum einen um eine Ausweitung des Anwendungs-
gebietes von qualifizierten Mehrheitsentscheidungen und zum anderen um eine
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Reform der Stimmengewichtung. Während die Regierungskonferenzen bei der
Ausweitung der Mehrheitsentscheidungen Erfolge aufweisen konnten, waren sie
bei der Vereinfachung des Systems der Stimmengewichtung bisher erfolglos.
Anstatt einer Vereinfachung konnte auf der Regierungskonferenz von Nizza die
Erweiterung nur mit einer weiteren Verkomplizierung des Systems der qualifizier-
ten Mehrheiten ermöglicht werden.

Als Reformoptionen standen sich im Wesentlichen zwei Systeme gegenüber. Auf
der einen Seite das von u.a. Frankreich, Spanien und Polen vertretene System der
Stimmengewichtung, auf der anderen Seite das maßgeblich von Deutschland und
den kleineren Staaten favorisierte System der doppelten Mehrheit der Staaten und
Völker.

Der Konvent hat sich für die letztere Option entschieden. Artikel 1-24 regelt das
neue System der qualifizierten Mehrheit. Es sieht vor, dass eine qualifizierte Mehr-
heit dann erreicht ist, wenn sie die Mehrheit der Mitgliedstaaten umfasst und min-
destens drei Fünftel der Bevölkerung der Union repräsentiert. Entscheidet der Rat
nicht auf Vorschlag der Kommission oder auf Initiative des Außenministers, ist eine
qualifizierte Mehrheit dann erreicht, wenn sie zwei Drittel der Mitgliedstaaten
umfasst und mindestens drei Fünftel der Bevölkerung der Union repräsentiert.
Abweichend von dem Rest der Verfassung treten diese Bestimmungen jedoch erst
am 1. November 2009 in Kraft.

Vorsitz des Rates und der Euro-Gruppe

Die wohl tiefgreifendsten Reformvorschläge des bis dato existierenden halbjähr-
lichen Rotationssystems zielten auf die Wahl eines EU-Präsidenten für eine länge-
re Zeitspanne. Eine solche Lösung legte der Vorentwurf von Giscard d'Estaing von
Oktober 2002 nahe;10 aber auch Deutschland, Frankreich, das Vereinigte Königreich
und Spanien hatten sich bereits früh für diese Lösung ausgesprochen. Insbesondere
die kleineren Mitgliedstaaten wie die Benelux-Staaten oder Österreich lehnten die-
sen Vorschlag jedoch kategorisch ab, da sie darin eine Gefährdung des Gleichheits-
prinzips der Mitgliedstaaten sahen. Sie wollten vielmehr am gegenwärtigen System
der halbjährlichen Rotation festhalten.

Artikel 1-21 des Verfassungsentwurfes sieht die Ernennung eines EU-Präsi-
denten für einen Zeitraum von zweieinhalb Jahren vor. Diese Persönlichkeit wird
vom Europäischen Rat mit qualifizierter Mehrheit (neu) ernannt und abberufen. Zu
ihren Aufgaben zählen die Leitung des Europäischen Rates, die Zusammenarbeit
mit dem Präsidenten der Kommission und die Information des Europäischen
Parlaments über die Tagungen des Europäischen Rates. Der Präsident ist schließ-
lich auch zuständig für die Außenvertretung der Union auf der Ebene der Staats-
und Regierungschefs. Dieser Aspekt der Tätigkeit war Anlass zu einer breiten
Kontroverse. Insbesondere befürchteten Konventsmitglieder einen Konflikt mit
dem Präsidenten der Kommission und dem neu geschaffenen Außenminister der
Union. Der nunmehr vom Konvent vorgelegte Text grenzt die Außenkompetenz des
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Präsidenten zwar von der des Außenministers ab, nicht jedoch von der des Kom-
missionspräsidenten .

Der Vorsitz in der Euro-Gruppe wird im Protokoll betreffend der Euro-Gruppe
geregelt. Artikel 2 sieht vor, dass die Minister der Mitgliedstaaten des Euro-Raums
mit Mehrheit einen Präsidenten wählen. Diese Persönlichkeit ist dann ebenfalls
zweieinhalb Jahre im Amt.

Auch die Bestimmungen zum Vorsitz im Ministerrat ändern sich. Der Rat
Auswärtige Angelegenheiten wird vom Außenminister geleitet. Der Vorsitz in den
anderen Ratsformationen wird für die Dauer von mindestens einem Jahr nach dem
Rotationsprinzip von den Mitgliedstaaten wahrgenommen. Die Reihenfolge der
Präsidentschaften wird vom Europäischen Rat festgelegt. Damit konnten sich ande-
re Vorschläge wie Gruppen- oder Teampräsidentschaften nicht durchsetzen.

Resümee: die Reform des Rates weiterhin ein Politikum

Ohne Frage, der Konvent hat weitreichende Reformen zum System des Rates und
damit zur inneren Steuerbarkeit und äußeren Handlungsfähigkeit der EU vorgelegt.
Die Regierungskonferenz wird sich daran zu messen haben. Auch wenn Politik und
Medien in Deutschland fordern, den Entwurf nicht wieder aufzuschnüren, enthält er
dennoch Bruchstellen, die es einigen Mitgliedstaaten sehr schwer machen dürften,
ihn ohne Änderungen zu akzeptieren.

Als erstes wäre hier der Gesetzgebungsrat zu nennen. Entgegen aller Kritik hat
der Konvent für einen quasi permanenten Rat optiert. Staaten, die von einer
Koalition verschiedener Parteien regiert werden, wird diese Lösung vor eine harte
Probe stellen. Welcher Partei wird die Rolle des Europa- bzw. EU-Koordinations-
ministers zukommen? Auf Deutschland übertragen spricht hier das Ressortprinzip
der Fachminister gegen das Weisungsrecht des Kanzlers. Ist es vorstellbar, dass ein
derart machtvoller Minister nicht dem Kanzleramt zugeordnet wird und einer ande-
ren Partei als der des Kanzler angehört? Eine verneinende Antwort führt sofort zur
nächsten Frage. Ist das Auswärtige Amt, das traditionell vom kleineren Koalitions-
partner geführt wird und sich mit dem Finanzministerium Aufgaben der interminis-
teriellen Koordination und Federführung in EU-Fragen teilt, bereit, seine Aufgaben
im Rahmen der klassischen EU-Gesetzgebung preiszugeben?

Als zweites Problem ist die qualifizierte Mehrheit zu nennen. Spanien und Polen
haben bereits deutlich gemacht, dass der Verfassungsentwurf in dieser Frage für sie
nicht akzeptabel ist. Im Vergleich zum Vertrag von Nizza verlieren sie erheblich an
Stimmengewicht. Auch wenn dies aus deutscher Sicht zur Fairness zwischen den
Staaten beiträgt, da der Vertrag von Nizza diese beiden Staaten im Verhältnis zu
ihrer Bevölkerung übervorteilt, sind hier die Konfliktlinien vorprogrammiert.

Dennoch, auf Regierungskonferenzen ist alles relativ. War der Vertrag von Nizza
bei seiner Unterzeichnung noch höchst kritisch bewertet worden, wird er heute von
einigen Staaten zum Erfolg im Vergleich zum Verfassungsentwurf stilisiert. Auch
auf der nächsten Regierungskonferenz wird dies nicht anders sein. Die Regierungs-
konferenz 2003/2004 wird zeigen, ob der jetzt vorgelegte Verfassungsentwurf ein
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„Sack" ist, der gerade noch geschlossen werden konnte und in den kein weiterer
Kompromiss mehr hinein passt, oder ob er ein halbvolles Glas ist, das mit weiteren
Änderungen gefüllt und verbessert werden kann und muss, um tragfähig zu sein.
Bisher sind beide Optionen offen.
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